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Wettbewerb soll 
verbessert werden 

In der Vergamgenheit kam es in der 
Schweiz immer wieder zu negativen 
Schlagzeilen bei der beruflichen Vorsorge, 
z.B. Unterdeckung, Senkung des Um-
wandlungssatzes oder «Rentenklau». Wie 
präsentiert sich die Situation in Liechten­
stein heute? 

Mario Gassner: Im Unterschied zur 
Schweiz verliefen die politischen Diskussio­
nen über aktuelle Probleme der beruflichen 
Vorsorge in Liechtenstein relativ gemässigt. 
Dies hat auch damit zu tun, dass die berufli­
che Vorsorge in der Schweiz sehr reguliert 
und damit zu einem grossen Teil verpoliti­
siert ist. Hinzu kommt, dass dabei vor allem 
die Lebensversicherer an den Pranger ge­
stellt worden sind, währenddem die Pen­
sionskassen selbst eigentlich stets einen gu­
ten Ruf genossen bzw. immer noch gemes­
sen. Unterdeckungen bei Pensionskassen gab 
es selbstverständlich auch in Liechtenstein, 
wobei sich die Situation bei den betroffenen 
Pensionskassen inzwischen wieder normali­
siert hat bzw. die Unterdeckungen behoben 
werden konnten. Die Senkung des Umwand­
lungssatzes auf den 1. Januar 2004 bei rund 
einem Viertel aller Pensionskassen hat auch 
in Liechtenstein zu heftigen Diskussionen 
geführt. Das sogenannte «Winterthur-Mo-
dell», welches mangels gesetzlicher Vor­
schriften hierzulande nicht nur - wie in der 
Schweiz - in der überobligatorischen, son­
dern auch in der obligatorischen beruflichen 
Vorsorge eingeführt wurde, hat denn auch zu 
politischen Vorstössen geführt. 

Waren diese negativen Schlagzeilen Auslö­
ser für die bevorstehende Gesetzesrevision 
oder gab es andere Gründe? 

Die heutige Gesetzgebung über die be­
triebliche Personalvorsorge ist übersichtlich, 
einfach zu administriereh und hat sich wei­
testgehend bewährt. Dennoch ist nach über 
15-jährigem Bestehen des Gesetzes und ins­
besondere aufgrund veränderter wirtschaft­
licher Rahmenbedingungen eine Revision 
notwendig. Nach dem Rückzug einiger 
schweizerischer Lebensversicherer aus dem 
Kollektivgeschäft und der damit verbunde­
nen Auflösung ihrer Sammelstiftungen spielt 
der Markt auf der Angebotsseite zu wenig. 
Generell hat sich auch gezeigt, dass die be­
rufliche Vorsorge zu wenig transparent ist; 
insbesondere sind die Informationspflichten 
sowie die Vorschriften über die Rechnungs­
legung und die paritätische Verwaltung man­
gelhaft. Im Weiteren bestehen Hindernisse 
bei der Auflösung von Anschlussverträgen. 
Diese Gründe haben die Regierung dazu be­
wogen, eine Gesetzesrevision bis Ende Feb­
ruar 2005 in die Vernehmlassung zu geben. 

Wird sich die Situation auf dem liechten­
steinischen Pensionskassenmarkt auf­
grund der Gesetzesrevision verändern? 

Sollten die vorstehend erwähnten Ände­
rungen eingeführt werden, dann sollte der 
Markt spielen und die Arbeitgeber sollten die 
für ihre Versicherten geeignetste Vorsorgelö­
sung abschliessen können. Auch sollte die 
Sicherheit des Systems der 2. Säule gestärkt 
werden, was im Interesse der Versicherten 
und der Sozialpolitik ist. 

Was bedeuten die neuen gesetzlichen Vor­
schriften für Organe von Pensionskassen 
wie Stiftungsräte oder Vorsorgekommis-
slonsmitglieder? 

Die Verantwortung für die Organe der Pen­
sionskassen, insbesondere für die Stiftungsrä­
te, wird zunehmen. Sie werden sich die not­
wendigen Fachkenntnisse aneignen und sich 
intensiver mit Fragen der beruflichen Vorsor­
ge befassen müssen. Gleichzeitig sollte die 
berufliche Vorsorge für sie aber transparenter 
und damit auch nachvollziehbarer werden. 

Finanz Perspektiven 
Neue Fachtagungsreihe der LLB AG und der Fachhochschule 

VADUZ- Das Institut Finaiu-
dlenstleistungen an dar Fach-
hocfadiul« Liechtenstein und 
die Liechtensteinische Lendes-
bank AG (LLB) lancieren die 
Fachtagungsreihe «Finanz Per­
spektiven». 

Die beiden Institute führern in Ko­
operation zweimal jährlich ein ein­
tägiges Seminar mit einem aktuel­
len 'fhema aus dem Bereich Finan­
zen durch. Renommierte Experten 
aus Bildung, Wirtschaft und Politik 
vermitteln darin ihr Fachwissen 
und neue Denkansätze. 

Im Fokus dieser Veranstaltungen 
stehen die Referate der Fachexper­
ten, aber auch dem Gedankenaus­
tausch unter den Teilnehmern und 
Experten wird entsprechend Rech­
nung getragen. 

1. Fachtagung «Betriebliche Per­
sonalvorsorge in Liechtenstein» 

Die erste Fachtagung befasst sich 
äus aktuellem Anlass mit der Be­
trieblichen Personalvorsorge im 
Fürstentum Liechtenstein. Die Dis­
kussionen in der Schweiz und 
Liechtenstein zur langfristigen Si­
cherung unserer Altersvorsorge 
wurden in den letzten zwei, drei 
Jahren sehr kontrovers geführt. Ein 
Blick über die Grenze zeigt, dass 
diese Themen auch in unseren 
Nachbarstaaten, in Deutschland 
und Österreich, hohe Wellen ge­
worfen haben. 

Diese Diskussionen zeigen vor 
allem zwei Problembereiche auf: 
einerseits steigt die Lebenserwar­
tung kontinuierlich an und anderer­
seits überaltert die Bevölkerung auf 
Grund der tiefen Geburtenzahlen 
immer stärker. 

Beide Trends haben einen gros­
sen Einfluss auf die Finanzierung 
der Altersvorsorge in der 1. und 2. 
Säule wie wir sie in der Schweiz 
und Liechtenstein kennen. 

Auf Grund des Kapitalumlage­
verfahrens trifft die Veränderung in 
der Altersstruktur vor allem die 
staatliche Vorsorge. Aber auch in 
der 2. Säule, der betrieblichen Vor­
sorge, stellen sich vor dem Hinter­
grund einer laufend steigenden Le­
benserwartung zunehmend Proble­
me bei der langfristigen Sicherstel­
lung der Renten. Erschwerend kam 
ab dem Jahr 2000 die schwierige 
Börsenlage hinzu, welche den Pen­
sionskassen zum Teil grosse 
Verluste bescherte. Durch die breit 
geführte Diskussion verstärkte sich 
das Interesse der Arbeitnehmer an 
der eigenen Pensionskasse; eine 
breite Bevölkerungsschicht wurde 
auf die Themen der Alters Vorsorge 
sensibilisiert. Mit der zum Teil reis-
serischen Berichterstattung in den 
Medien (Stichwort «Rentenklau») 
wurde aber auch viel Unsicherheit 
geschaffen. Vor diesem Hinter­
grund stieg der Druck auf die Ver­
antwortlichen der Pensionskassen 
kontinuierlich an. Transparenz für 
alle Bereiche der beruflichen Vor­
sorge wurde zur umfassenden For­
derung. Diese Forderung fand in 
der Schweiz ihren Weg Uber die 1. 
BVG-Revision in die entsprechen­
den Gesetze und Verordnungen. 

Auch in Liechtenstein wird neu­
en Transparenzvorschriften in der 
Überarbeitung des Gesetzes zur 
Betrieblichen Personalvorsorge 
(BPVG) ein grosser Platz einge­
räumt. Zudem werden die Anforde­
rungen an die verantwortlichen 
Stellen von Pensionskassen, insbe­
sondere an die Stiftungsräte, deut­
lich erhöht. All dies führt zu einer 
eigentlichen Professionalisierung 
der betrieblichen Vorsorge. 

Klaus Häscher, Rektor dir FachhodKchuU 
tuns fer LLB AB, freuen sich Uber die Mira 

Dies bedingt nicht zuletzt für die de Weiterbildung. Mit der Fachta- soll diesen erhöhten Anforderun­
verantwortlichen Stiftungsräte ein gung «Betriebliche Personalvorsor- gen entsprechend Rechnung getra-
breiteres Wissen sowie eine laufen- ge im Fürstentum Liechtenstein» gen werden. (Anzeige) 
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Fachtagung 
Donnerstag, 10. März 2005 
Fachhochschule Liechtenstein 

> Welche Änderungen e rgeben  sich aus  de r  Überarbeitung 
de s  Gesetzes zur Betrieblichen Personalvorsorge (BPVG)? 

> Welche Haftungsrisiken bes tehen  für Organe  von Pensionskassen? 

> Sind Kapitalschutzstrategien für Pensionskassen sinnvoll? 

> Welche Konsequenzen h a t  eine n e u e  Rechnungslegung für Pensions­
kassen im Fürstentum Liechtenstein? 

> Unter welchen Voraussetzungen mach t  ein Anschluss a n  eine 
Sammelstiftung Sinn? 

Ausführliche Informationen u n d  Online-Anmeldung unter  
www.finanzperspektiven.li 
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